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Sehr geehrter Herr Dienstchef

Wir haben Ihren Brief vom 31. Januar 2002 betreffend die oben genannte Person erhalten.

Mit öffentlicher Beurkundung vom 26. August 1993 willigten die Eheleute ....... solidarisch ein, die Liegenschaft Artikel 22'038 Grundbuchamt des Saanebezirks, die sie zu sechs Achteln mitbesitzen, zugunsten des Sozialdienstes der Gemeinde Freiburg mit einer Maximalhypothek von 91'700.- Franken zu belasten.

Die öffentliche Beurkundung sieht insbesondere vor, dass die Gemeinde Freiburg sich nicht auf die allgemeine Unverjährbarkeit von hypothekarisch gesicherten Schuldforderungen berufen kann, da die Verjährungsfrist nach dem alten Sozialhilfegesetz 20 Jahre beträgt (s. die erwähnte Urkunde, S. 2).

In Anbetracht des allgemeinen Grundsatzes, wonach Gesetze nicht rückwirkend anwendbar sind, blieb die oben genannte Verjährungsfrist auch nach dem Inkrafttreten des neuen Sozialhilfegesetzes unverändert.

Dies bedeutet, dass die Forderung des Sozialhilfedienstes der Gemeinde Freiburg - so wie sie durch die öffentliche Beurkundung vom 23. August 1993 (die einer Schuldanerkennung gleichkommt) sichergestellt ist - erst nach Ablauf des 26. August 2013 verjährt ist. Danach haben die Eheleute             die Möglichkeit, die Verjährung geltend zu machen.

Wir schlagen Ihnen dennoch vor, ab sofort alles daran zu setzen, um Ihre Forderung einzutreiben, und wenn nötig eine Betreibung in Form des Grundpfandverkaufs in Höhe von 91'700.- Franken einzuleiten.

Nach Artikel 20 Abs. 1 SHG muss jedoch von der Sozialkommission eine vorgängige Verfügung getroffen werden, mit welcher die Form, die Dauer und die Höhe der Rückerstattung festgelegt wird.

Für weitere Auskünfte stehen wir selbstverständlich gern zur Verfügung.

Mit freundlichen Grüssen

François Mollard
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